
Bereits Anfang Juli 1945 zeichnete sich das spätere 
gesetzgeberische Vorgehen der alliierten Siegermächte 
gegen den kriegsverbrecherischen IG Farben-Konzern 
deutlich ab. Es erging die Generalanordnung Nr. 2 der 
Militärregierung Deutschland — Amerikanische Zone 
— gemäß dem Militärregierungsgesetz Nr. 52, die das 
gesamte Vermögen der IG Farben-Industrie AG 
innerhalb der USA-Zone Deutschlands einschließlich 
des von ihr direkt oder indirekt kontrollierten Ver­
mögens zur Besitzübernahme, Leitung und Kontrolle 
durch die Militärregierung bestimmte mit der Begrün­
dung, daß die IG Farben-Industrie AG eine bedeu­
tende Rolle beim Aufbau und der Unterhaltung des 
deutschen Kriegsapparates gespielt habe, und die 
Macht zur Kriegsführung, welche durch die ihr ge­
hörige oder von ihr kontrollierte Industrie repräsen­
tiert wird, eine Hauptbedrohung des Friedens und der 
Sicherheit der Nachkriegswelt darstelle. Diese Be­
schlagnahme wurde durch das Gesetz Nr. 9 des Alliier­
ten Kontrollrats vom 30. November 1945 auf die ge­
s a m t e n  „in Deutschland gelegenen Industrieanlagen, 
Vermögen und Vermögensbestandteile jeglicher Art, die 
am 8. Mai 1945 oder nach diesem Zeitpunkt im Eigen­
tum oder unter der Kontrolle der IG Farben-Industrie 
AG standen“, ausgedehnt.

Inzwischen war am 30. Oktober 1945 für die Sowje­
tische Besatzungszone der Befehl Nr. 124 der SMAD 
ergangen.

Am 10. Januar 1946 wurde der Leitung der DSW 
durch die sowjetische Besatzungsmacht mitgeteilt, daß 
die DSW bereits gemäß Ziffer 2 dieses Befehls als 
herrenloses Unternehmen unter Sequester gestellt 
seien. Die Angeklagten Bökelmann und Plünnecke 
wurden zur vollen Verantwortung gegenüber der 
SMAD verpflichtet, Bökelmann später rückwirkend 
von der Provinzialverwaltung Sachsen-Anhalt zum Ge­
samttreuhänder der DSW nach Befehl Nr. 124 bestellt. 
Desgleichen wurden die Angeklagten Kaste, Blütchen 
und Krebs als Treuhänder für die von ihnen geleiteten 
Werke Westeregeln, Buchenau und Osternienburg ein­
gesetzt. Die Zentralverwaltung der DSW und die 
Zweigwerke legten gegen die Sequestrierung Ein­
sprüche ein.

Gleich nach dem Inkrafttreten des Befehls Nr. 124 
hatte die Provinzialverwaltung Sachsen-Anhalt in einer 
Sitzung, an der sämtliche Oberbürgermeister, Landräte 
und Wirtschaftsbeauftragte der Provinz Sachsen (und 
deshalb auch der Angeklagte Bökelmann) teilnahmen, 
bekanntgegeben, daß der Befehl Nr. 124 an die Stelle 
des früher von der amerikanischen Militärverwaltung 
erlassenen Gesetzes Nr. 52 trete. „Damit“, schreibt 
Bökelmann selbst später in einem Brief an den Treu­
händer für das Vermögen der alliierten Staaten, „ent­
fiel also eine Verwaltertätigkeit in der russisch besetz­
ten Zone“.

Man versuchte nun bei den DSW schnellstens, die 
Organe der Gesellschaft in Ordnung zu bringen, um 
nicht, wie Bökelmann in diesem Brief ausführt, „Ge­
fahr zu laufen, daß die Vermögensbestandteile unserer 
Firma auf Grund des Befehls Nr. 124 als herrenloses 
Gut angesehen werden könnten“. Die Initiative hierzu 
ergriff der damals noch in Bernburg wohnende frühere 
Aufsichtsratsvorsitzende der DSW, Geheimrat Eils­
berger sen., der einen Tag vor Bekanntgabe der Seque­
stration am 9. Januar 1946 beim Registergericht Bern­
burg den Antrag stellte, den von ihm bevorzugten 
Bökelmann gemäß § 76 des AktGes. zum vorläufigen 
Vorstandsmitglied zu bestellen, ein Antrag, dem am 
14. Januar durch Beschluß des Stadtgerichts Bernburg 
entsprochen wurde. In einer am 6. Februar 1946 in 
Solingen-Ohligs stattgefundenen Generalversammlung 
wurde der Aufsichtsrat der DSW neu gewählt mit 
Ernest-John Solvay als Vorsitzendem und Geheimrat 
Eilsberger sen. als seinem Stellvertreter, und durch 
Beschluß des Aufsichtsrats vom 7. Februar wurde 
Bökelmann zum ordentlichen Vorstandsmitglied der 
DSW bestellt.

Trotz Sequestrierung und Bestellung eines Treuhän­
ders schuf man also neue Organe der Gesellschaft, und 
sie betätigten sich auch. So nahm am 19. November 
1947 der Angeklagte Werner im Aufträge des Ange­
klagten Bökelmann an einer ordentlichen Hauptver­
sammlung in Solingen-Ohligs teil. Nach der eigenen Nie­
derschrift Werners waren in dieser Hauptversammlung

bzw. in der Aufsichtsratssitzung folgende Herren an­
wesend:

Aus Brüssel das Aufsichtsratsmitglied Baron Boel, 
Oberst Pourbaix und ein gewisser Soolfs, ferner der 
schon wieder tragbar gewordene Clemm, Graf von der 
Goltz, der zur Spitze des die frühere NSDAP finan­
zierenden deutschen Monopolkapitals gehörende Abs 
(jetzt Leiter der westdeutschen Wiederaufbaubank), 
das Vorstandsmitglied Direktor Eilsberger jun., Sohn 
des alten Geheimrats Eilsberger, mit seinem Proku­
risten Wendrich und die Notare Leveloh und Delor.

Aus der Niederschrift geht weiter hervor, daß man 
Herrn Abs als Aufsichtsratsmitglied und Herrn Clemm 
als stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden vor­
gesehen habe, der bei der nächsten Hauptversamm­
lung gewählt werden solle. Und gerade Clemm ist 
ferner „bereits jetzt beauftragt, sich mit Personalfra­
gen der Verwaltung West zu beschäftigen und die kri­
tischen Fälle zu prüfen, insbesondere im Hinblick 
auf Schwierigkeiten, die uns durch Beschäftigung von 
belasteten Herren erwachsen könnten“. „Es ist beab­
sichtigt“, so heißt es weiter, „mit Herrn Direktor 
Bökelmann schon in nächster Zeit eine Zusammen­
kunft in der Nähe von Helmstedt zustande zu bringen. 
Dabei sollen auch Herr Abs und Herr Leveloh, even­
tuell auch Herr Clemm, zugegen sein. Besprechung be­
trifft organisatorische Fragen der DSW.“ Welcher Art 
diese organisatorischen Fragen waren, ergibt sich aus 
dem am 14. April 1948 wiederum in Ohligs von einer 
außerordentlichen Hauptversammlung gefaßten Be­
schluß, den Sitz der DSW von Bernburg nach Solingen- 
Ohligs zu verlegen.

Mit Wirkung vom 30. April 1948 wurde die Seque­
stration der DSW auf Grund des Befehls Nr. 64 der 
SMAD vom 17. April 1948 wieder aufgehoben. Das 
hatte zur Folge, daß nunmehr die Instruktion der 
SMAD vom 17. November 1947 „über die Verwaltungs­
ordnung für Auslandsbesitz, welcher sich innerhalb der 
sowjetischen Okkupationszone befindet“ und die zu 
ihr erlassenen Befehle Nr. 39 für Sachsen-Anhalt und 
Nr. 190 für Thüringen (Sodafabrik Buchenau) Platz 
griffen mit der Folge einer neuen Treuhänderschaft 
für die DSW-Besitzungen.

Der Angeklagte Bökelmann, der zunächst auch nach 
dem 30. April 1948 noch als Treuhänder angesehen 
worden war, wurde auf Anordnung der Deutschen 
Wirtschaftskommission vom 18. August 1948 von der 
Landesregierung Sachsen-Anhalt seines Amtes als 
Treuhänder enthoben, nachdem infolge eines von ihm 
auf einer Vorstandssitzung im Westen gegebenen Be­
richts der Jahresabschluß der DSW für 1947 in der 
westdeutschen Zeitschrift „Die Auswertung“ veröffent­
licht worden war. An seiner Stelle wurde am 2. No­
vember 1948 der Direktor des Zweigwerkes Wester­
egeln, der Angeklagte Kaste, zunächst kommissarisch 
zum Gesamttreuhänder der DSW nach der Instruktion 
vom 17. November 1947 eingesetzt und am 1. Februar 1949 
durch Verleihung der Bestallungsurkunde bestätigt. Dies 
geschah gegen den Willen der gesamten DSW-Beleg- 
schaft und der zuständigen Industrie-Gewerkschaft 
Chemie, die eine Treuhänderschaft sowohl Bökelmanns 
wie Kastes mit aller Entschiedenheit ablehnten und 
für den Treuhänderposten Leute ihres Vertrauens vor­
schlugen. Der im DCGG-Prozeß abgeurteilte, damalige 
stellvertretende Wirtschaftsminister Brundert verstand 
es jedoch, die vorgeschlagenen Personen unter Hinweis 
auf die „Schwierigkeiten“ dieses Amtes zum Verzicht 
zu bewegen.

Diese Treuhandverwaltung der DSW nach der In­
struktion vom 17. November 1947 mit dem Angeklagten 
Kaste als Gesamttreuhänder, die ihn, wie es in der 
Bestallungsurkunde heißt, unter die Weisungen und 
die Aufsicht des Ministers für Wirtschaft und Ver­
kehr stellte und ihn u. a. zu einer bestmöglichen, 
auch den behördlichen Plänen und Anordnungen, so­
wie den Geboten der Sparsamkeit entsprechenden 
Wirtschaftsführung verpflichtete, bestand bis zur Auf­
deckung des Sabotageverbrechens der Angeklagten 
durch die Ende Dezember 1949 erfolgte Betriebsüber­
prüfung der DSW durch die Zentrale Kommission für 
Staatliche Kontrolle. Eine innerbetriebliche Umorgani­
sation bei den DSW trat durch die Gesamttreuhänder­
schaft des Angeklagten Kaste nicht ein. Kaste be­
schränkte seinen Wirkungskreis weiterhin fast aus­
schließlich auf das Zweigwerk Westeregeln und über-
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